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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

V o r  s i t z e n  d e r: Präsident Benya. 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

Das amtliche Protokoll der 4. Sitzung des 
Nationalrates vom 12. November 1971 ist in 
der Kanzlei aufgelegen, unbeanstandet geblie­
ben und gilt daher als genehmigt. 

K r a n k gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Hauser. 

Angelobung 

Präsident: Nach ihrer Genesung ist die Frau 
Abgeordnete Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer 
wieder anwesend. Ich werde daher sogleich 
ihre Angelobung vornehmen. 

Nach Verlesung der Gelöbnisformel durch 
den SChriftführer wird die Frau Abgeordnete 
die Angelobung mit den Worten "leb. gelobe" 
zu leisten haben. 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Abge­
ordneten Dr. Fiedler, um die Verlesung der 
Gelöbnisformel. 

Schriftführer Dr. F i e dIe r verliest die 
Gelöbnisformel. - Abg. DipI.-Ing. Dr. Johanna 
B a y e r leistet die Angelobung. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen nun zur Frage­
stunde. Ich beginne jetzt - um 9 Uhr 2 Minu­
ten - mit dem Aufruf der Anfragen. 

Bundesministerium für UnterridIt und Kunst 

Präsident: Wir kommen zur 1 .  Anfrage des 
Herrn Abgeordneten Harwalik (OVP)Cl!ll iden 
Herrn Bundesminister für Unterricht. 

7jM 

Bundesminister für Unterricht und Kunst 
Dr. Sinowatz: Herr Abgeordneter! NatürLich 
werde ich d!1e von meinem Vor1gänger einge­
leiteten Initi'ativen im Beredch der Schule UIlJd 
der Sch:ul11eform forfls,etzen. Ich habe bei 
me'iner AmtsÜJberIllalhme im MLnister.Lum ge­
sagt, Idaß ich mich, wenn /SChon IlJicht die 
persoIlJelle Kontinuität ,gewahrt bleihen 
konrube, um eiln:e sachliche Konti�uität be­
mühen werde. DLe Sdrull1eform 'ist ja nicht 
etWia eiJne punktuelle ZieLs!et:mmg, !Sondern Ielin 
Proz,eß, aLso nicht etw,CIJs, walS mCl!llCl!d hoc 
absagen könnte. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Harwalik: Herr Bundesmini­
ster! Man hätte Ihr,en ersten Erklärungen, 
etwa dem Wort von der ,,!Schöpferischen 
PalUs'e", entnehmen können, ldJaß Säe die Bd.l­
dungspolitik nicht zu einem vordringlichen 
Seb.werpunikt Ihrer R.egierUlIlJglSiarlbeiit machen 
werden. WÜl1den 5i,e daZJU Stellung nehmen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneterl Ich bin sehr froh, daß Si'e miir Ge­
legenhedt geben, diesles Mißv,enstänJelInis auf­
zJtIldär,en. Ich habe dielse ",schöpfeI1Lsch!e P:aIl1s,e" 
in einem Interv,iew nicht, wie es fälsch1Jicher­
wetse aJUfgefaßt wurde, ,auf die Schumefornn 
bezogen, sondern auf mei1ne Person für die 
Z,eit vom TClJge des VOI1schlayes meiner P,ens()[l. 
für 'dJiJeses Amt bis 2mr Ubernahme des Amteis. 
Es ist ,(lJ1so sellbstV1€nstänidlich, daß idr - und 
d(lJS habe lich :im :seLben Interview 'g,esagt -
d1e Schulreform und die Arbeiten Idanan w,e,i­
terführ,en möchte, d·aß deb. das s'elhr be.ruutslam 
't'un will, wte die Martede es erfondert. Ich 
möchte daJZu j'etzt �eststenen - ich h,a;be dCl!s 
auch schon ·getan -, daß ich ein möglichst 

hohes Maß an Ubereinlstimmung im Hohen 
Haus für idj'ese Maß.IlJahmen herheifü.l1ren ihel-

Werden Sie die von Ihrem Vorgänger ge- fen möchte. 
setzten Initiativen im Bereich der Schulreform 
in unveränderter Form fortsetzen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 
Präsident: Noch eine Zusatzfrage. Bitte, Herr 

Abgeordneter. 
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Abgeordneter Harwalik: Herr Bundesmini­
ster! Es WaJr die Mei,nungsr.eSll1ltieI1e,rudJe der 
SchulreformkommiJs.SI�on, daß wir der inneren 
Schulreform ,einen Vor,r.ang geben. Sind Sie 
nach den ersten Studi'en und ll1ach der ersten 
Ubersicht, idJi,e Sie in IhI!em Amt gewilnnen 
konnten, ebenfalls dieser Meinung, daß der 
inner.en Schrulr,eform :ein Vorzug zu Igeben j1st? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Durchaus, 
Herr Abgeordneter! Wir müsslen runs um eine 
AuS/gewogenheit der äJuß.eI1en 'lind der ,inneren 
SchUlIreform bemühen. Im Vorderg,rund der 
jetziJgen Arbeiten steht dite innere Schulreform, 
das Smulunternichts9lesle1Jz, idi'e Lehrplan­
refonn. Es w.i[ld heuer noch im De'rember die 
SchllllI1eformkommitssion trug,en und es wild 
ihr ans 'r,ag'esoIldTIlUngspunk,t das Schul'llnter­
r ,ichtsgesetz vorHeg,en. 

Präsident: 2. Anfrage : Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Reinhart (SPO) an den 
Her,m BUIl!de·sminister für Unterricht 'ThIlId 
K'U([lJst. 

231M 

Ist es richtig, daß bei der Ausschreiblillg lilld 
Besetzlillg von schulfesten Dienstposten an 
gewerblichen und kaufmännischen Berufs­
schulen in Tirol den Bestimmlillgen der Schul­
gesetze 1962 nicht entsprochen wurde? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister nr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter! Das D1enstrecht Ide,r im öffentlich­
rechtlichen Dienstverhältn1s zu den Ländern 
stehenden Lehrer der ,g'ewerblichen und kialUf­
mäI1!Illischen rund '<ier haJUlswirtschaftlicoon Be­
ru�Slschulen 'ist in der Ges,etzg,ebtung Bundes­
sache, .in de,r Vollziehung Larudessache. Dem 
Bund Ist!eht ,a�s'O im GelglenstanKl k.ei'Ilie Kompe­
tenz ZlU. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Dr. Reinhart: Sehr geehrter 
Herr Bundesminister! Sind Sie beI1eit, den 
La'IlJdesschulmt für Tirol :zru mSiUchen, bei de.r 
Festlegung der schulfesten Stellen und deren 

Besetzung ISchnelllsterus vor:zm.gehen? 

Präsident: Ich bitte, Herr Bundesminister.­

Bundesminister Dr. Sinowatz: Ich bin, Herr 
Abgeordneter, gerne dazu bereit. 

Präsident: Wir kommen zur 3. Anfrage. Es 
ist dies die des Herrn Abgeordneten Doktor 
Scrinzi (FPO) an den Herrn BurudesmitIllister 
für Unterricht 'll!Il.d Kiu'l1Jst. 

56/M 

Werden Sie den Forderungen zahlreicher 
Fachleute Rechnlillg tragen, einen Umwelt­
schutz-Unterricht an allen Schulen einzu­
führen? 

Präsident: Ich bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge-
ordneter Dr. Scrinzil Der Umweltschutz ist 
tatsächlich so bedeutsam und so sehr in den 
zenwaJ.en InteI1elSSierusliaum IUnser,e·r Zeit ge­
rückt, daß die Schule dal1an nicbt vorbeiy,ehen 
kann. Aber es Isind schon bisher, Wli,e Si,e sicher 
wi,ss,en, weslentliche Gedanken und FOJ'derun­
gen des Umweltsdmtz,es in die SchuLe 'aJUf'9,e­
nommen worden. Der:neit sdnid in. d,en. Lehr­
plänen ,einzelner Schularten LehI1StoffhinJweise 
für den Umweltscblutz beinhaltet . DiJese Be­
strebuiligien sollen we1tergeführt und intensi­
viert wellden. In .den Lehrplänen wlird der 
Umweltschutz als diidaktischer Grundslatz für 
alle SchulsrlJufen heranzuziehen Isein. A'llHer­

oom i:st vOliges'ehen, e.ine entsprechende 
Novellierung der yes'etzlicben. Bestimmungen 
herbeizmfühI1en, daß der bisheri.g,e Unt€·rmchJts­
gegenstand "Naturgeschichte" �n Hinkunft aLs 
"Bi oLogi·e un!d Umweltkunde" geführt weI!den 
soll. 

Ich habe 'aher beim Amt der TdrOl�er LamdelS-
J1egie!1UlIl!g in. dies,er An91elelgenheit rÜ<Nge-

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab-

fragt und erfahren, daß § 1 9  Abs. 2 des 
geordneter. 

Landes.�ehr,er-Di'eDlstg·esetZles noch nicht zur Abgeordneter Dr. Scrinzi: Herr Bundesmini­
Gänze durchg ,eführt wenden konnte, weH ster! !:hren Ausführungen ellltnehme lich, daß 
- wie es geheißen hat - das .. diffizile Ver- Sie den Weg beschreiten wollen, die Umwelt­
fahren der Ermittl'U([lJg der srnulties1len Leh!1er- schutzprobleme lin 'aHen ·e.inschläJgig'en Gegen­

stellen" noch nicht abgeschlossen sei. Es wurde Iständen mitbehandeln zu ·LalSlsen. Darf ich Sie 
,auf meilne An�rage hin ICliber 'auch betQlIlt, daß noch etnmal konkroet fIiag,en : VoreI1st ·ist IlIicht 
di'e Schulleiterstel1en nu.r IsdruIf.est 'alUsg'e- geplant, einen eigenen Gegenstand "Umwelt­
schrieben und VleI'lgeben werden, w,eiters, daß iSchutzkuooe" oder derJei ei!IlzufühI1en? 
für di'e übri,gen Lehrer �eiIlie Genahr ,einer 
VersetZlUIlJg besrte!ht, zumal für idJiJese eine 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

berufLiche B1nd1IDg ·an die Schulen Ig,e.geben Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge­
sei, und schHeßlich, daß noch (He Fr'ClJg,e (ge- ordneter! Ich ihable vorhin geoogt, daß ein 
klärt wenden müsse, WJi,e diJe schuUe!sten Gegenstand "Biologie u n d Umweltkiunde" 
LehrerS/teUen ·auf I(He einzelnen Fachgruppen eing,eführt werden soll. Alber Sie sagten Iselbst, 
aungetei.lt wenden kÖ!ll!TIlen. . und es stimmt: UmWieltschJutz iJst ei,ne Materne. 
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Bundesminister Dr. Sinowatz 

dd,e sich j,a f,aMiJSch ,auf aUe Gege:n:stänlde auf­
teilt, und -es wird gerede jetzt bei der Lehr­
planr,eform !Und heti dien Arbe�ten da.für de� 
Umweltschutz eine gewisse bedeutsame Rolle 
spielen. 

Präsident: Eine zweite Zusatzfrage. Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Herr Bundesmini­
ster! Sind Sve aHerlf.alls ber,eit, -durch Kurse 
und Fortbi,ldlungsmög,lichkeiten, die noch. l2'JU 
schaffen wären, die ich ,aber für notwenld�g 
halbe, die in Fr,age kommenden LehrpersOlIlietn 
sp'eziell mit Iden Rr.obl'emen des UmWie,}t­
schutzes ,i'n -einer W'elLs,e Viertr,aut 2m machen, 
daß sie das dann auch erfolgreich und syste­
matilsch ,an di,e Jugend, ,an dLe Schüler werr,ter­
geben können? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter! Ich ,halbe dClJS '9€l'adezu für ein.e 
VOI:a'lLssetmung dafür, daß uruse:re Uber,legulIl­
g,en auf dies.em Gebiet lauch wirklich ZUJIll 

T.r.a,g,en kommen können. 

interessierten Stellen im Begutachtungsver­
fahren zugehen wird. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Karasek: Haben Sie 
grundsätzliche Bedenken gegen den Inhalt 
des bereits vorliegenden, aber von Ihnen ab­
zuändernden Gesetzentwurfes, Herr Bundes­
minister? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr, Sinowatz: Herr Abge­
ordneter! Es 'g'eht dahei vor ,allem darum, ,()!b 
diLe UNESCO-KommilSSlion -einJe hellatende 
Funktion 'halben soll OIder 'eine mehr selb­
ständt9le. Ich persönlich ne�ge d,a7JU, daß es 
die ,erste Aufgahe der UNESCO-Kommission 
�st, ldi,e zUiStändigen Stellen des Sbalates rund 
auch die nichtsta,at1ichen Stellen :ru beItaten. 
Es Wlird daher das Schwergewicht auf der 
ber,at,em:len FiUJIlJkJtion der öster,reichischen 
UNESCO-KommiJSsdon Heg1en. 

Bundesministerium für Wissenschaft und For­
schung 

Präsident: 4. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Karasek (OVP) aJIl den Präsident: 5. Anfrage: Anfrage des Herrn 

Herm BUJD:desminlister für Unterricht und Abgeordneten Dr. König (OVP) ,an di,e Frau 

Kiunst. Bundesminister für WissenschJaft und Fm-

35JM 

Werden Sie, so wie Ihr Amtsvorgänger in 
der XI. Geset�gebungsperiode, ein Bundes­
gesetz über die österreichische UNESCO-Kom­
mission vorlegen ? 

schun'9. 

8JM 

Wie viele Profes80ren- und AssistentensteIlen 
sind derzeit gegenüber dem Dienstpostenplan 
unbesetzt? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. Präsident: Bitte, Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge- Bundesminister für Wissenschaft und For-
ordneter Dr. Karasek! Natür.lich woode .ich schung Dr. Hertha Firnberg: Herr Abgeord­
bemüht ,sein, die ölsterreichiscble UNESCO- neter Dr. König! Im Dierustpostenplan 1971 
Kommission ,geset211ich 'W v-er/ankern. Ich Isind 950 DLenstposten für orodJentillche und 
werde einen enbspr,echenden Ges,etzeSientW1Urf ,ClJUßerordentliche Hocbschlllilprof,essoJ."en und 
vorle.g-en. 4084 Di'enstposten für Hocrnsclmlass,istemen 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 'l1JIl!d Vertl1ag:sassistenten syst-emislier.t. 

Abgeordneter Dr. Karasek: Es liegt bereits Davon Wiar,oo 'am 8. November 1971 
- wie Sie vielleicht wissen, Herr Bundes- 1 1 5 Dienstposten für HocbJschlUlpro�essoren un­
minister - in Ihrem Ministerium ein fertig besetzt. Sämtliche Dienstposten für Hochschul­
ausgearbeiteter Gesetzesentwurf vor. Werden aJSsi,stellJten UJIld Vertl'agsassistenten sli'llld der­
Sie diesen vorlegen, oder haben Sie irgend- �eit hesefJzt. 
welche substantiellen Abänderungen vor? Ich darf fuLgendes noch hinEfügen: Bei den 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 1 1 5  ,unbeset71ten Lehrk!an�eln lalUfien bei 
59 Lehrkan�eln die Berufungsverhandlung,en 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Der Gesetz- OIder -es ,erfol,gt die Ememmng durch Iden 
entwurf aus dem Jahre 1 969 liegt im Mini- Bundespräs,ildenten OIder der DilefIlJSbantritt dn 
sterium auf. Ich habe aber nicht die Absicht, Kürz-e. niese Zahl kaIliIl leigentLich nicht ,alls 
denselben Wortlaut zu verwenden. Es wird echte Lehrk>anze,lvakanz angesehen werden. 
jetzt in der Abteilung für kulturelle Auslands-
beziehungen und in der legistischen Abteilung Bei 56 LehrkJan21eln ,liegt Ider�eit noch Imin 
in Verbindung mit dem Ministersekretariat Bes'ettzlUingsvorschlaJg Sleitens der Z'uständigen 
ein neuer Entwurf ausgearbeitet, der, wie ich Prof.eSisorenkoUegi'en vor, ,tr,otz AIuffo.roerung 
hoffe, etwa bis März allen zuständigen und, in manchen Fällen. 
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Bundesminister Dr. Hertha Fimberg 

Ich würde a1so sagen: Es 'Sin!d derz,eit tat­
;sächlich 6 Prozent der systemisiert,en Lehrkan­
z,eln vakant. 

Ich darf v,1eUeicht noch hirn:zruJ'ügen, daß sich 
die Situation unseres EDamtens wes.entliicb ge­
besSiert hiat. VVieDlll Sie, Herr Abgleor1dneber , 

-im Hochschulbericht ,aus Idem Jahr 1969 nJach­
lesen, ISO können Si,e diesemea1Jtnehmen - ich 
dalff mit Bew1l.l!i,gung des Herrn Präsdtdentelll 
zit),el1en -: 

Die Zahl der vakanten Lehrkanzeln nimmt 
ni:ht nur ,abso.1ru.t zugl,e.ich mit der V'ermehllUIliQ" 
der DiensTIposten 2lU. Es stieg auch ihr relativer 
Antei,l: Im Jahr,e 1960 hatten 13 Pl'o2lent der 
Lehrkan2'lelln ,ei,ne Viak,anz zu v,erz'eichnen, in 
den J,ahr,en 1967 und 1968 wJar di'eser Prozent­
satz doppelt so hoch." Im J'ahr 1969 Ibetm.g 
der P,rozentsatz 19 Prozent. Zum Sticht,a,g de,r 
derzeitJi.gen Aufstel1ung war der PmZlerntsaltz 
der vak.anten Lehrkanzeln ohne Berücksichti­
gung ,der bereits in Berufungsv,erha,nd1un.g 
oder vor DienstantI1itt st elhenJden 12 PrOlZ,enrt:. 

Präsident: Eine Zusatz frage. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter DDr. König: Frau Bundes­
minister! Es ist durchaus ,erfJ:1eiUlich, wenn ich 
Ihrem Ber.icht ,entnehmen k,ann, daß ,eis mögldch 
war, die Assilstentenposten 'Zu he:s,etz'elll. 

W:as Jedoch die ProfelssorensteHen aiIlJJ.aIlJgt, 
so muß ich darauf verweisen, daß her,ei,ts 21tH 

Zeit der Budgetdeba1Jte ;des VorjlahI1e1s iChie un­
besetzten Pwfessor,eDlSte,Uen 130 betna.g.eIll 
haben, weiteIie 44 hi,n2'lUJgekommen ,sind, Isodaß 
sich daJs Bi'ltd d,er unbesetzten Professoren­
stellen 'glerg,enüber ,dem Vorj.ahr lin der 
Zwischenzeit Thach Ihren Ang,abenkeineswegs 
veI1bessert hat. 

Nun hat die Fmu Abgeondnete Herta Wink­
ler am 8. Juni in einer Anfra.ge an Sie €I'klärt, 
daß j'ede Nichtbeset�ung von L'ehrlmillzeln eillle 
Ei,nschränkung Ides S�l.lJ(:iJi,enbetdebes hedeu flet , 
U1nd ich 'entnehme ,elinelr Veröff.entlichuIlJg des 
"Kuriers" vom 26. Oktober, daß wir mit einem 
Plus von 1000 StuJdenten einen Rekord in 
den BesucherZlahlelll ,an anseIlen Hochschiu!l:en 
'edeben. 

Fr'Blu Bunde/smin1ister! Wenn ich auf d-ie 
Äuß'eI1Ung Ihrer 'Fr,akitionskolleg,in Herta 
Wink1er zUIiückikounme, so bedeutet das 
zwa'IlJgsläufig eilIlJe EinschränkJuIlJg dels StJUd'.Üen­
betriebes lin elilnem Ausmaß,e, wie ,man 'C1a1S 
j!a an 'e,i'Il2'le,lill€lIl Fakultäten - ich d€lllke ins­
besondere ,an die Ho chschU'le für Welt­
hand,el - Ischon ISO kI'iaß v'e,rmerken muß, daß 
von einem gere.geUen StudienJbetrieb gar nicht 
mehr gesprocnelIl weI1dJen kaJIln. 

FIlau Bundesminister I Wa.s ,wellden Si,e kOlll­
kr,et untemehmen, um di'elsem NO'tstand, 

möchte ich tast ,schon Isa!gen, hei !der Besetrung 
der Prof�ssorenstellen ,g,erecht zu werden? 

Präsident: Frau Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Herr 
Abgeordneter ! Ich darf .noch etlIlIDal wieder­
rholoo: Die Besetzung der Lehrkalllzelln ist 
güns1:Jiger allS im Vorjahr; derzeit ;g,ilIld 
115 Lehrkanzeln unbesetzt, wovon bei 59 die 
VerhaIlJd1ung,en 1,aJufren. Es ist a,llso günstJLg;€II, 
al,s es j'e'ma.ls war. 

DaJs so.ll ,aher .IlIicht bedeut,en, daß mir nicht 
die Dr,ilnglicblkelit ei,ner PascneDen BesetzlLIlJg 
der L'ehrkam�eln vömg bewußt Jist, ,eben ,auch 
aus dem GruIlld, den di'e Fmu Abg,enI1dnete 
Winkler genannt hat, daß Jede unbesetzte 
Lehrkanzel natürlich eillle Erschw,emi,s dels 
StJudienbetriebes bedeutet. 

Ich habe daher 'sofort, als mir 'dJiJe Schw1erjlg­
keiten der Bes'etz:tlIljg der Lehl'lkanz,eln in ihrer 
Struktur klar wurden, und zwar bereits am 
2. Ok:tober 1970 in einer Beamtenbesprechung, 
die Weis'UIlrg ,erteilt, einen JOIur fix 'zwischen 
den beteiligten Ressorts ,elinZluführen, !Um die 
Abwlickilulllg der BerufungsIDOIdalitäben '2'lU be­
schleunigen. Es fil1Jdet Idaher ,allmol1Jatllich ein 
Jour fix statt, ,an dem Beamte meines 
Ressorts, Beamte des BUlooeskanzleTiamtJes ull1Jd 
Beamte !des FlinanzmirIllirst'er.iums 'gle,g,eIlls,eiti,g'e 
.A!bsprachen über die BeI1UfulIllgtszus,agen !Und 
über die Mög1ichk.e1it,en, die BerufunglsVler­

handl'l,mgen 2'lU bescMeunig,en, hallten. Ich darf 
:sagen, daß ,auf GruIlJd di,eser Maßnahmen, wie 
di'e Rektorenkonferenz ,elI'st kür:zlkh bestätigt 
hat, eine BescMeunigung .(Les Berufung ,sve,r­
fahTens ,Slichtlich und wirkungslVol,1 'zustande 
gekommen ,ist. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. Bitte. 

Abaeordneter DDr. König: Frau Bundesmini­
ster! Ich hoUe, daß Ehr OptimiJsmUJS begroode­
ter ist, als dJiles aus dem V,er,g,leich .der 
ProfeSisorens,tellen - ich schränke auf die 
ProfeSlsor,el1Jstellen 'ein - zwischen dem Vor­
jahr und dem heurigen Ja.hr erkelIl/IlJhar ilSt. 
Ich wünsche sehr .im ,al1g.emeinen Interesse 
der Studi'er!eIlJde'Il, daß es g,eHIlJgen mög'e, iIlun­
mehr dJi'e doch noch sehr bec1e.uteoo,e Zahl 
V'akanter SteHen 2'lU bes'et2'loo. 

Frau Minister! Darf lieh indi,es·em msam­
menhang an Sie Idi,e Fr,a'ge richt'e'Il, was mit 
den für dies,e 115 freien Lehrkanzeln budgetier­
ten Mitteln Igeschehen ist, in welcher Weillse 
di:eSre MHtel v,erwelIlJdet WiUIlc1en. 

Präsident: Bitte, Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Hertha FIrnberg: Herr 
Abgeordneter Dr. König! Ein Te:il der Le.hr­
ka'IlJze,Ln wind noch ,in diesem J'ahr lbieSietzt 
werden, Beruf.ungs2'lus.a,gren für .andere Lehr-
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�anZieln sind offen. Die UmscbJichtung de,r 
mög�iche;rweiJse zur Verfügung stehende!Il Mit­
tel - ,hi'er kann ja der Abschluß noch [)Jicht 
g.emacht wellden - ist .in jedem J·ahr �so vorge­
nommen worden, Idaß di·ese Mittel den Hoch­
schulen zugrut·e g,ekommen sind. 

Präsident: Wir kommen zur 6. Anfrage, der 
Anfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Mock 
(OVP)CIJll dile Rrau BUDldesmillister für Wissen­
schaft und Forsc:lmnJg. 

9jM 

Haben Sie bei der Erstellung Ihres zehn­
jährigen Hochschulbauprogramms die Ent­
wicklung der Studentenzahlen einerseits und 
des Akademikerbedarfs andererseits berück­
sichtigt ? 

Präsident: Bitte, Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Herr 
Abgeordneter Dr. Mock! Bei der ErsteLlung des 
zehnjähr,irgen Entwick!1UiIlJgsprog,naIDITlJs für die 
Hochscbiul·en wurden, soweit leiS mögHch WlaJr, 

dJi'e EntwickLung der StuJd,entenzahlen, ·also 
die Prognos,en für die StuidJieI'ielIlJdeneJahlen, 
aber auch die Plfognos,en des Akiademiloor­
beda,des berücks.ichUgt. Beides sind Grund­
lag,en für ein opeI1ationelles PW9lI'lamm. 

Das zehnj äJhriJge Hochscbu1entw1icklunglspro-
9ramm s1:eUt ,ein flexibles Minimalprog,l'iamm 
dar. Es ist ,auf Grund der Schät:rung,en ZIU­
nächst auf leinen Mi'llimalhedarf für !I1Jicht ,gam.z 
70.000 Studierende ,angelelgt, trägt jedoch 
schon die ,entsprechenden Erwedterungsmög­
lichkeiten lauf die maximal prognostizJierten 
StudenteuZiahlen ,in der Höhe von nicht ;g,anz 
80.000 im Jahre 1980 in sich. 

Di'e ,letztere Prognose, die vom Büro für 
Hochschulplanung und -statistik durchgeführt 
WlUrde, stützt sdch auf folgende Annahmen: 
Anhalten ,des gegeonwärt:ilg;en Zustroms ZiU .den 
Hochschulen, GleichJb1eihen :der StudiendaJUer 
und der Retentiol1!Sflaten sowi'e Beibehaltung 
d�s g,eg.enwärti.g'en. SYls1lems der postsekllmdä­
ren Ausbildung. 

Es halben 'sich bi'sher ,aUe Schät:rungen des 
A�aJdemi�e:rbedarfies, ,atber la,umZIUm Teil der 
StudentenzahJl.en nicht nur in OstecriI1eich, son­
dern über,aU ,als problematJ:ilsch erWli,esen. Sie 
Wliss'en, Herr AbgeoIldIl!eter Dr. Mock, daß von 
in- und ausländischen Fachleuten zwar solche 
Prognos,eu unJd Schätzungen ,immer wteder an­
geste,lIt, ,aher aJUch immer w,ieder r,eVlidiert 
und doch sehr kritisch ,a;bgewog,en W1enden. 

Für Osterreich wurden 'Zwei Bedadsschät­
zung,en für Ak,ad.elIDiker von Professor Seidl 
und Professor Steindl durcbg,eführt, die heute 
zwei1ellos schon wieder etwas überholt sind. 
Ich darf über dI1e Komp1izi,ertbeit Iwes'er Schät-
2lungen des kommenden Aktademikerbedar:Ees 

heute roer nur .ganz 'generel,l feststeHen, daß 
uns die ProblemaNk ja bekannt ist. Ich daTf 
Zlur PrognostizieI"Ul1!g der küllititg'en S1JuJdentJen­
Z1ahlen hin:zufÜigen, daß Jetzt eine TIJeue 

Progno'Se in AUISarheitrrung list. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Dr. Mock: Frau Bundesmini­
ster! Stnd Sie bereit, ,dem National,rat di·e 
Ergebnisse Ihrer finanziellen Bedarfserhebung 
an den Hochschul,en bekifrnilitzugeben und uns 
bei dieser Gel'eogenheitauch darüber ZIU inror­
mi'eren, w,ioeWleit es nicht mögLich 'W,ar, Progno­
sen über die Entwicklung von Studenten­
za,hlen und des Akademikerbedarfes Ihrer 
Schätzu'llIg e,i!nes AUISbaubedarfes V()(J1 8 Mi!­
lli!arden Schining zugrunde 7JU .Legen, 00 Si,e 
doch vorhin. erwähnten, man habe dille Ent­
wickJloU11Ig der StuldenteJlzahlen, "soweit es 
mög,llich war", diesen SchätZ'Uil1J9Ien ZlUigrunlde 
gelegt. 

Präsident: Bitte, Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Herr 
Abgeordneter Dr. Mock.! SelbstveIlStändlich bin 
ich g,enne bereit, dem Parlament aUe Unter­
lagen, di,e dJi'e Grundlagen für diese Bedarfs­
schätzU!IlJg btldJeten, vorZlU1elgen. Ich darf :nur 
bi tten, mir zu gestatten, ldaß noch ,einmal 
ei:ne Revision durchgeführt w.irld. Bilne solche 
Revision ist Ideshalb notwenidi,g, weil eben 
unterschJi'ooliche PrognOlS'ezaJM'en vonHeg,en. Ich 
btn ,aber dann sehr :geme beDeit, Iden Abge­
ordneten taUe Unterlagen zur V'e.r'{ügung ZIU 
stelleln. 

Präsident: Eine zweite Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Mack: Ich möchte mich 
für diese Bereitschaft bedanken. Ich möchte 
Sie aber fragen, da Sie uns im Sommer dieses 
Jahres mitgeteilt haben, daß die Auswertung 
der finanziellen Bedarfserhebungen noch nicht 
abgeschlossen ist, und da Sie, wenn ich Sie 
richtig verstanden habe, eine nochmalige 
Analyse dieser Bedarfserhebung vor der Vor­
lage an den Nationalrat durchführen wollen, 
ob Sie uns einen ungefähren, annähernden 
Zeitpunkt nennen könnten, zu dem die Ergeb­
nisse dieser finanziellen Bedarfserhebungen 
dem Nationalrat zugeleitet werden. 

Präsident: Bitte, Frau Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Hertha Fimberg: Herr 
Abgeordneter! Hi,er dÜlrfte eiillJe kl'e,me Ver­
wiI1l1ung statbgetiunden haben. Die Erhebung 
über die Dotation der Il1Istitute ilst abg'eschlos­
sen. Ich hin 9'eme bereit, dein Abg,eoIlooe.1en 
dies;eIn Ber.ichrt: vorzul,egen. Es handeU sich UIill 

etnen ersten Bericht. DiJeser Berkht Willd de,r­
Zleit nicht IreVl1diert,sondem ,es wdId DJUreilll.€ 
nochmalige Erhebung nach Absprache ,mtit den. 
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hetroffenen Prof,essoren erfol'9len. Dte ReV1�siO'D. 
gilt afllissdtLießlidl dem HochschultatUs,ba'llpro­
gr.amm. 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Präsident: Wir kommen zur 7. Anfrage. Es 
ist dies die des Herrn Abgeordneten Anton 
Sdllager (OVP) an .den Hefirn Bundesminister 
für ,so2Jiall,e Verwaltung. 

111M 

Werden Sie dem Nationalrat in der XIII. Ge­
setzgebungsperiodE? eine Regie1;':llIlgsvorlage zu­
leiten, die die von OVP und FPO in der XII. Ge­
setzgebungsperiode beschlossene Lockerung der 
Ruhensbestirnmungen wieder rückgängig 
macht ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Vizekanzler Ing. Häuser: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Durch dile 26. NOVieUe zum 
ASVG, BGB!. Nr. 373/1971, wurde mit Wirk­
samlmit ·ab 1. Jänner 1972 Idile milt de·r 
25. N ove1l-e zum ASVG v.erfügte Lockerung 
der Ruhensbestimmungen des § 94 ASVG noch 
dahin gehend erweitert, daß der gänzliche Ent­
fall des Ruhens bei Pensionisten über 65 Jah­
ren nicht erst beim Nachweis von insgesamt 
540 Beitmgsmonaten, sondern Iber,eirbs beim 
Nachwe�s von iIllSi9'esamt 540 V.e'l1Sicherun91s­
monaten leintr·itt. Idl habe a,nläß,liidl der par­
lamentarisdlen Beratungen über die 26. No­
Vielle zum ASVG eilngehenKi !die schwler­
wiegenden fiech.tspolitischen Bedenk,eaJ. wje 
auch die leinschneidenlden AusWlirkiungen äJUf­
g,ezeLgt, die dile WeLteTVierfo1Qi1lDlg des WlegeS 
einer fortschreitenden Aushöhlung des § 94 
ASVG ,auf dias ,g.es.amte P.ensliOI1lsV'emsiche­
IU'DJgssYlstem 7leitilgen Wiild. Ich ha:be darauf 
hiIDgewi,es:en, daß die A'lterspens.ion lin Imesem 
Ball eine bei Emieicbu'DJg leines .bestimmten 
LebensaUeI1s neben dem fortLaufenden 
Erwe.rbSiemkommen anfaUende Prämi'e sein 
und damIt ihrie 'e,tg,ent1iche Zw,eck<beisbilmm1l:ng 
vömg 'Vierloren haben Wriil1d. 

Die ZiuLeitung' einer RegjleIiUn9lsvor,liaJg,e, :mit 
der im Sinne der Anf.r:aJ91e der InlhaLt der 
26. Novelle zum ASVG wi,eider ,rück!gälng,ig 
gemacht wind, wä,r,e nUT dann ,s;innvo�l, :wenn 
damit em,eicht werden könnte, daß der 
National:I1at noch vor dem 1. Jänner 1972 
Gel'egenheit ,erhält, dilesle ,schw,erwi,eg,ooden 
ProbLeme neuerLich in Ber:a1tulIlJg 'ZiU Zl1ehen. 
Dies ist aber ,r,ein z,eithleb. lim HiJIl:bLick ,aruf 
daJs der Erstellung 'einer Reg1elfiunysvor1ag,e 
vorangehende Verfahflen, das insbesondefle 
die Belgutaeb.tUIlig eines entsp,flemellideill Ge­
setzentwurfes W ähflenld einer langemesseIlJelIl 
Frist ,in sidl 'schließt, b1s zum AbLauf des 
JlaJhr,eg 1971 nicht mehr mög.Iieb.. Die Ruhens-

bestimmungen, wie sie sich nach der .ab 
1. J älJUler 1972 geltenden Rechts�age darstel1len 
weflden, werden in ihren Auswirkungen 'auf 
clJiJe PensionsveIisicherrungssY'Steme der Unselb­
stänKHgen und auch der Se,1IbständJ1g,en von 
allen an der Bei1tr.agsarutbI1i.ngrrmg llHlId den 
Leistungien der PensdOlnsv'eDsicherrung interes­
sierten Ste.llen w.e.iterhin ühe,ndacht werden 
müssen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. leb. bitte, Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Anton Schlager: Herr Vize­
kanzler! Sie hahen ,auf dem ö,stemeichischen 
Gewer�schaftskongreß ,am 23. September Igle­
sagt - Herr Pr äsiJdent , .ich bitte Sie, ziM,eren 
zu dürf,en -: "DLe vömge .ÄJufhelburrlig ide� 
Ruhensbesbimmungen für jene, ',dJile 540 Vlelr­
sicheru'DJg.smOIlJa1Je ,aufweisen und das Pen­
Isio1liSanfla1Lsalter erreicht hahen, wile di,es von 
OVP .und FPO heschlo:ss'en wunde, vierfo:lgt 
nicht nur 'ges,eUscha�tspoLi1Jilsche Gruppeninter­
essen, sOIlldern .ist eine ernsthafte Geflahr für 
das Letstungs- und Beitralgsrecht .in der 
P.e:rusiolliSveI'sichenung ... 

Herr Vizekanz1er! Sind Sie nun in die Me.i­
nung umgeschwenkt, dile OVP .uIlId FPO v,er­
treben haben, daß es wohl zwedunäß1g Wlar, 
diese RJUheusbestimmungen ,aufzuheben, oder 
,1st di,es'e Ihre ursprüngliche Mei,nUillJg noch 
lilrnmer aufrecht? 

Präsident: Herr Sozialminister, bitte. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordne­
ter! Ich stehe llicht 1l/Ur ZIU der Erklärung, die 
Sie ,e.ben zitiert hahen, sondeI1Il ich habe dem 
Hohen HatUs ,anläßlich !der Bellatung dielse,s 
IIlIitiatiViantfiClJglBIs sehr deutlich meinen Stand­
punkt k�arg€'1egt und ich habe das latUch heuJbe 
in meiner BeantwortuIlJg lausgedrückt. Ich haUe 
{He Reg,elllmg, wie ,sie lin dem IniUativantliaJg 
ulllJd damit in der 26. N ov,eUe entha,uen il5lt, 
für ,eme für dias !Q'es.amte P.ensionsv,Blrskhe­
llUngsre cht sehr, sehr präjudiali.er.Liche Ent­
wlick!1ung. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Anton Sdllager: Herr Vize­
kanzler! Sind Sie I!liicht der Meinung, wenn 
Sie ,als Sozialminister übe.f�erugt ISlioo, daß 
di,eses Gesetz von U'DlS ,schlecht Vie,mbsclüooet 
wurde, daß Sie dann VlerpflJichitet wänm, Ihren 
Standpunkt durchwldrücken? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordne­
ter! Ich habe Lhnen ischon IgelSlagt, daß die 
Zleitlichen Schwiel'ligk,ei.ten ,eirrlJe RoUe spielen 
und daß ich daher .ailliS di,esen Gründen nichJt 
in der LClJg,e 'bin, lednte Regterunglsvorlageein-
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zubringen, die eine Sistierung dieses Be­
schlusses oder eine andere Form des § 94 zum 
Inhalt hat. 

Präsident: 8. Anfrage: Es ist dies die des 
Herrn Abgeordneten Melter (FPO) an den 
Herrn Bundesminister für somta1e Ve;rwaltJung. 

221M 

Wurden die Verhandlungen über ein Aus­
laufen des Wohnungsbeihilfengesetzes bei gleich­
zeitigem Ersatz für die entfallende Wohnungs­
beihilfe bereits abgeschlossen ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Vizekanzler lng. Häuser: Herr Abgeordne-
ter! Ich muß Ihnen miUei,len, daß die Ver­

oo'DIdllUlIlJgoen nicht -abgeschlossen ,sind. Derze,üt 
werden Inoch im R.€IS'sort veI1schiedeßie Mög­
llichkeiten des EIlslatzes für dii'e Wdhln:ungsbei­
hlUe 'liDid im Zus,ammenhang damit für ein 
eVlelnrue}lltes Aufla:ss.en ,der W ohnrungsheihJiUem. 

g-eprütt. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte, Herr Abgeord­
neter. 

Abgeordneter Melter: Herr Vizekanzlerl 
Auf den Anflra'g dler .A!bgeordiß:eten Melter, 
Pl1eußler, Dr. Kohlmai'er '1st seinefiz:eit eine 
einstimmige Entschließung des Nationalrates 
giefaßt worden. Das ist IschOll1 eH Monat,e he.r. 
Am 19. Dezember 1970 nämllich wa,r die BDJt­
schlii.eßung im Haus einstimm1g IbeschlOlSIsen. 

Herr Vli�ek'Cl!nzl-erl Ich würde Sie nun 'g,emlJe 
fIiag,elIl: Wo lii ,egen die Schwierigkeiten dafür, 
daß jlThIllerbJa,l'b von -elf Monaten im Ber-eich 
�hl1es M�n1ste.rirums dti,e!se Fl1age lIllicht abge­
klärt we:I1d'en konnte? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Vizekanzler Ing . Häuser: Herr Abgeordne­
ter! Die EntJschließuIlig hat den InhaH g;ehabt, 
daß ich ,ersucht weIlde, dile Fnage 'eines Er­
satzes zu klären. Dieser Ersatz ist nun im 
Bereich der aktiv Tätig,en ICilUch :nicht zu lÖlsen, 
etwaaruf der Ebene, daß die 30 S Idem Lohn 
und Gehalt 'llliJgeschlagen werden. DaJS wÜIlde 
zum Te.i.l ,im R.ahmen von koHekbivvertliClJg­
Hchen V'erhancHungen noch theoretisch mög­
lich Is,ein, wÜIlde ,aher für aUe FäUe, wo es 
um Einzelv:erträge igeht, nicht mehr P,l;(l'tz Igreli­
fen. 

Da'llu kommt, daß der mschl'ClJg zum Lohn 
und Gehalt in Höhe von 30 S danlll eiiner 
Versteu;eI1ung unte,rworf:en weI1den würde, 
OIder es müßte - wi-eder im Rahmen der 
Ste'uenges.etzgeblUJng d(lts Werhekosten­

pauschal<e rum die 30 S erhöht w:el1den. Das 
ist ,der eine Bel1eich. 

W�r sehen also hi_er ScbJwliier.ig.kJeiten dar,in, 
daß es 'einen Großteil der aktiv täbiyen Ar.beH­
nehmer g,eben wünde, die TIJUn dtese 30 S völlig 

v:erL1eI'len wünden. Es Mst ja von lhnoo .und in 
der Entschließung nicht dJi1e -ersabzlose Strlei­
ehrung v,e.rJangt wonden, Isondern InJan soll 
einen 'a'Dlder,en W,eg finden. 

Für den Belieich der So:zJiaLlieDJ1mer, diJe diese 
Mittel über eine AbgahenI'leg,e11IDg auiS der 
öffentlichen Hand bekommen, lielg,en tdie Dinge 
ähnLich. Es müßte hier eine 'sehr, sehr kompli-
2'lierte Ges!et2'lesänderung vo:rgenommen wer­
den, um dLese 30 S in di,e P.ension, in die 
Rente und so weiter, in das Arbeitslosengeld 
einzupaJssen. 

Wjr nahen bis Jetzt noch keine bI1auchJbare, 
v.ertretbane Lö:siUißsg g-efrunden, di,e!se Form der 
Neuverteliluntg ode,r NrnIf:estsetZlllillg de,r 
WohnulJlJglsbeihilfe vorzunehmen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Melter: Herr Vizekanzler! Es 
ist hekannt, daß die Bestrebung-en zur Beseiti­
gung der W dhnungsbeihiUe ihre iHauptursache 
dar:in haben, daß es zu einer ganz wesent­
lichen Verwaltungsv,ereinf-achung käme und 
daß im Bereich der g.ewer'b lichen W.irtschaft 

eine wesentliche Vereinfachung der Lohnvler­
r-echnung mö,glich wäre. Di,e posirtirv-en Seiten 
eine.r Abschaffung der Wohnungs beihilfe sind 
also _gar nicht 'Zu verk:ennen. 

Ich möchte Ste daher, Herr V:iz-ekanzl,er, 
fragen, ob '5i,e nun mit allem Nachdruck die 
Bemühungen forts,etz-en w,erden, Klarstellun­
gen herbeizuführen und nach Beseitigung der 
WohnungsheihiU,e Er,satzleistungen auf Grund 
andelier RJegelungen zu gewähren, und wann 
erwarten Sie einen Abschluß der Verhand­
I ungserg,ebnisse? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeord­
neter! Ich darf Ihnen sag-en, daß die Beratun­

,gen natürlich fortgeführt werden. Ich bin _gerne 
bereit, Ihnen auch die Unterlagen all unser-er 
Uberlegungen -zu übermiUeln - ich habe si,e 
hier -, damit Sie sehen, wie vie1,e -PrO'Meme 
hi-er auch mit -eine Rolle spi'eLen. 

Es ist auch :bei uns die ,Fra_ge v-entil1ert 
worden, inwieweit wü zw.ar in der nominellen 
Größ,e von rund 1,2 Milliarden Schilling 
- :sovi€l wird aus der Wirtschalfit für die 
Wohnungsbeihilfen aufgehr-acht - ,etwa -eine 
Sozialr,egelung tr,effen könnten. Wieweit das 
im Rahmen der,er, die nichts mehr beikommen, 
auch vertretbar ist, ist dann ,ein zweites Pro­
blem . Ich möch:t'e Ihnen nur sag,en, daß wir 
s-ehr intensiv gearbeitet hahen. Aber Lösungen 
der Gesetzgebung vorschla'g-en kann man erst 
dann, wenn man auch innerlich di€ Auffas­
sung vertr-eten kann, daß ste zweckmäßi.g und 
richtig sind. 
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Vizekanzler Ing. Häuser 

Ich darf Ihnen v,e r,sp r,e ehen , daß wir uns I meinen ministeriellen Entwurf zu einer Stel­
bemühen werden, in dieser Hinsicht weiter- lungnahme vorgelegt habe daß ich Ihnen 
zuaI1beiten. Es w,erden auch ,Beratung,en mit Alternativen zur Entscheidung unterbreitet 
den Interessenvertretungen beider Gruppen habe. Wir haben dann nach der Rückäußerung 
aufg,enommen werden, um zu ver,suchen, ob eine entsprechende Vorlage zur BegutaChtung 
,es anf d1es,er Ebene vieUeichtt ,einmal ;eine ausgesendet. 
entsprechende '&egelung ,geben �önnte. Präsident: Zusatzfrage. Bitte, Herr Abgeord-

Präsident: 9. Anfrage : Herr Abgeordneter neter. 
Anton Schlager (OVP) an den Herrn Bundes­
minister für ,soziale V,erw,altung. 

101M 

Sind Sie bereit, den vom Herrn BWldes­
kanzler in seiner Regierungserklänmg vom 
5. November 1971 erwähnten Etappenplan 
für die dringendsten Forderungen der Kriegs­
opfer bekanntzugeben ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter ! Das Bundesministerium für 
sozial,e V,erwaltung hat am 16. September 1971 
den ·Entwurf einer NovelLe zum Krtegsopfer­
v,ersorgungsg,ese,tz zur Begutachtung ausge­
sendet. Dieser Entwur,f sieht Verbesserungen 
der Kriegsopf,erversorgung in drlei J,ahres­
etappen, Ibeginnend mit 1.  Juli 1972, vor. Das 
Begutachtungsv,erfahrien war mi.t 5. November 
1971 hefrist,et. Nach Auswertung der einge­
langten Stellungnahmen werde ich dem Mini­
sterrat ,einen entspr,echenden Entwurf vor­
legen. Als dringlichste Forderungen der 
Kfi.egsopfer betr,achte ich ,es, ,di,e Beschädi..gten­
grundr,ent,en :in ,ein angemessenes V,erhältnis 
zur Grundr,ente für Erwerbsunfähig,e zu bfiin­
gen j ferner die Pflegezulagen auf das von 
den Kriegsopfern ang,est:Debte Ausmaß zu ,er­
höhen und die Elternv,ersor,gung zu v,erbes­
sem. Neben der zw,eiten ,Etappe der Nach­
dynamisterung der Rent,en für das Jahr 1966 

.halte ich noch verschiedene �orr.ekturen be-

Abgeordneter Anton Schlager: Herr Bundes­
minister ! Ich nehme als bäuer�icher Vertr,eter 
dankend davon Kenntnis, daß Sre in der kom­
menden Nov,eUe ,eine Vierbesserung für ,d.i,e 
kleinbäuerlichen Kfi,eg,so.pfer br:ingen werden. 

Meine Frage gle'ht dahin: Sind Sie, Herr 
Bundesminister, Ibef'eit, auch bei ,den weiteren 
Nov,eUen mit der PräSiidenteIlJkonf,eI'enz Ver­
handlung,en über das Einkommen der kLein­
bäuerlichen Kriegsopf,er zu führen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Ich glaube, daß mit der Rege­
lung für di,e nächsten dr,ei Jahr,e ,ein wesent­
licher Schritt in hezug auf di,e Erfüllung der 
Forderung,en der Zentralor.ganisation, wie sie 
1964 ,erstellt worden s,ind, vorgenommen wird. 

Ich hin mir völHg 'bewußt, -daß siche.rlich 
noch verschiedene Fr,agen :offen sind und zum 
Teil auch noch soziale Härten 'bestehen, aber 
ich glaube, wir haben uns darauf ,g,eeinigt, 
j etzt einmal diesen Dreij ahresetappenplan 
vorzunehmen. 

Sollten irgendwelche aktuelle besondere 
Härten auftI'et,en, Ibin ich natürlich 'gerne be­
r.eit, auch in dieser Frage Bera'tungen und 
allenf.alls ,auch Vlefihandlung,en zu führen. 

Bundesministerium für Finanzen 

züglich der Bewer:tung ,des ,Einkommens aus Präsident: 10. Anfrage : Anfrage des Herrn 
Land- und Forstwirtschaft zugunsten der Abgeordneten Hellwagner (SPO) an den Herrn 
bäuerlichen KLtegsopfer ,für ,erforderlich. Bundesminist,er für Finanzen. 

Präsident : Zusatzfrage. Bitte, Herr Abge­
ordneter. 

Abgeordneter Anton Schlager: Herr Bundes­
minister! Wurde dieser Etappenplan mit dem 
K,ri,egsopf,erverband ,alb gesprochen ? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Wir haben mit 
der Zentralorganisation seit dem Februar 
mehrmals Beratungen in größerem und klei­
nerem Kreise geführt, zum Teil unter meinem 
Vorsitz, zum Teil auch mit den Beamten. 

Ich möchte darüber hinaus festhalten, daß 
ich, bevor dieser Entwurf zur allgemeinen 
Begutachtung hinausgegangen ist, dem 
Sekretariat der Zentralorganisation nochmals 

381M 

Welche Stellungnahme beziehen Sie zu den 
Anliegen der Grenzgänger, wie sie in der 
Resolution des Grenzgänger-Schutzverbandes 
für Salz burg und Oberösterreich vom 1 .  Oktober 
1971 zum Ausdruck kommen ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister tür Finanzen Dr. Androsch: 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Wir sind 
in diesen Fragen, soweit si,e das Einanzr,essort 
betreffien, mit den Grenzgäng,ern in einem 
mehr oder weniger laufenden Kontakt. Es 
besteht selbstv,erständlich die Befieitschaft, 
diesen Kontakt auch hinsichtlich des ,erst vor 
kurzem gegründeten Grenzgänger-Schutzver­
bandes für Salzbur,g und Oberösterr.e.ich zu 
erweitern und fortzusetz,en. 

5. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 9 von 16

www.parlament.gv.at



234 Nationalrat XIII. GP - 5. SitzWlg - 17. November 1971 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 1 Sie vielleicht bealbsichtigeu, ,einen hohen 
Mehrwer.tsrteuer,s atz deshalb ,anzus,etzen, weil 

Abgeordneter HeUwagner: Herr Bundes- Si,e unter Umständen dar.in auch verschi,edene 
minister! Die :R!epräsentanten des Grenz- andere Steuern mit ,einbauen woUen. 
gänger-&echtsschutzvleI1bande,s tür Oberöster-
mich und Sal�bur,g hahen den ,an :sich ver- M,eine Frage ,an Sie, Herr iBundesminister: 

ständlichen Wunsch, Ihnen ,auch persönlich Ist di,eSle meine Ansicht :richtig? 

ihre Anliegen darlegen zu können. 

Ich ,frage Sie daher, Herr Bundesminister :  
Sind Si,e herei't, die V;erhandsobmänner des 
Gr,enzgäng,er-SchutZlv-er'bandes für Oberöster­
r,eich und Salzhurg - ,ich meine den Obmann 
und seine SteUViertre1<er - zu ,einem persön­
lichen Gespräch zu ,empfanglen? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Androsch: Insofern ja, 
als die Beförderungssteuer in die Mehrwert­
steuer aufgehen soll. Was den Steuers atz be­
trifft, möchte ich - weil das den Rahmen 
der Fragestunde sprengen würde - gar nicht 
ins Detail eingehen. 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. Ich bringe aber eine ganz simple Faust­

Bundesminister Dr. Androscb.: Wenn ein regel : Wir haben dasselbe System, wie es 
solcher Wunsch an mich herangetragen wird, die Bundesrepublik Deutschland gehabt hat. 
selbstverständlich. Dort ist man etwa auf den dreifachen Satz 

Präsident: 11. Anfrage : Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Sandmeier (OVP) an den Herrn 
Bundesministier für Binanzen. 

13JM 

Welche Gesetzesvorlagen auf steuerlichem 
Gebiet werden Sie in der nächsten Zeit dem 
Hohen Haus zuleiten ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter !  Was das legistische Pro­
gramm des ,Bundesminist,eriums für Finanz,en 
anbelangt , ISO waI1en sämtliche Gesetze, di,e 
nach unserem Wunsch und ,auf Grund uns,erer 
Bitte noch im heurig:en Jahr v,er.aihschied,et 
werden sollen, 'bereits im Einlauf d.es heutigen 
Ta,ges. Das umschl1eßt natürlich auch aUe 
abgabenrechtLichen Gesetzesvorlagien. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte, Herr Abge­
ordneter. 

Abgeordneter Sandmeier: Herr Bundesmini­
sterl Sie hahen vor längleI1er Zeit mitg,eteilt, 
daß Sie beabsichtigen, im Herbst dieses Jahres 
das Mehrwer,tsteuergesetz im Haus ,einzu­
bringen. 

Si,e haben im :Entwurf für di,eses 'Mehrw:ert­
S't,eu.er,g,es,etz, ,den Si,e ins Begutachtungsv,er­
fahr,en Ig,eg,e1ben ha:ben, einen 1Steuersatz von 
1 6  Prozent angeführt. In den einschlägigen 
Fachkr,eisen wurde d1eser iSatz als sehr hoch 
be:neichnet, und es wur.de vi,elfach di,e Ansicht 
geäußert, daß 14 Prozent ausreichend wären. 

Deshalb wurde die y,ermutung ausg,espro­
ehen, der Finanzminisrter woUe :sich durch den 
hohen Steuers atz vüeILeich!t 'ein Körbedgeld 
verschaffen. 

Da wir ,aher ,aus Er:fahrung wissen, daß ,ein 
F;inanzminister so ,etwas nicht tut, Meibt noch 
eine �ermutung aufr<echt, nämlich ,die, daß 

gegangen. Wenn Sie unseren Satz von 5,5 mit 
3 multiplizieren, kommen Sie allein damit 
bereits auf 1 6,5 und in die Größenordnung 
der 1 6  Prozent, wobei die 1 6  Prozent unter 
den tatsächlich gewährten, aber auch ge­
wünschten · Ausnahmen zu berücksichtigen 
sind. 

Es ist ganz klar, daß j eder halbe Satz 'oder 
j ede andere Befreiung, wenn man das Gesamt­
aufkommen halten will, seine Auswirkungen 
auf den Grundsatz hat. Das ist letzten Endes 
zu berücksichtigen. 

Für die Beratungen des Hohen Hauses wer­
den aber entsprechende gutachtliche Äußerun­
gen darüber vorliegen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Sandmeier: Herr Bundesmini­
ster! Ich ,glaube, daß man sich die Dinge nicht , 

so ,einfach machen sollte und daß man nicht 
sagien darf, eine simple Her,echnung erg,ebe, 
daß man les so machen soll wi,e in Deutschland, 
und :zwar ,einfach ,einen Mul,uplikator zu über­
nehmen, w,ie ,er in Deutschland ,ang'ewendet 
wUI1de ; denn die Verhältnisse bei uns liegen 
wesentlich ,anders. Ich gLaube alber, daß dar­
über ja bei Vorlag'e -des EntwUIlfes noch siehr 
eingehend zu sprechen sein wird. 

Herr Bundesminister! Sie haiben in der 
letzten Zeit slehr häufig davon g'esprochen, 
daß Sie bei Ihren nächsten legistischen Vor­
haben an ,einen Umbau :in den Steuerges,etzien 
denk,en. Meine Frag,e an Si'e, Herr Bunde,s­
minis·ter : BeabsichHg,en S1e hei diesem Umbau, 
von dem Sie spr.echen, ,eine Schwergewichts­
v,erlaglerung von ,den direkten zu den indirek­
ten Steuern, die j a  die breite Masse der 
Bevölkerung wesentlich helas,ten wüd'? Der 
Herr Bundeskanzl,er hat sich ja auch kürzlich 
hei eiruer PresSle'konf.er,enz in diese RiChtung 
hin aus,g,espromen. 
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Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

I 
dings mit dem untersch1e

, 

d, daß man bei einer 

Bundesminister Dr. Androscb: Ich habe mir Eheschließun� auf j1eden F�!l unters.telLen 

die Sache nicht leicht gemacht aber ich habe kann, daß eme Hausstandsgrundung erfolgt. 

gemeint, daß es sicherlich de� Rahmen einer Das mag im Ein�elfall auch 
.. 

ni�t unbedingt 

Fragestunde sprengen würde, wollte man ver- zutreffen, aber es 1st v,ernachlaslS.lghar. 

suchen, die schwierigen Berechnungen für den Bei Ledigen hing,e,g,en wär,e überhaupt klein 
aufkommensneutralen Satz der Mehrwert- Anhaltspunkt g,egeben, und daher ist es not­
steuer darzulegen. Ich habe nur gemeint, um wendig, daß in UberleinsNmmung mit der 
überhaupt eine Antwort in der kurzen uns höchstgerichtlichen Rechtsprechung sozusagen 
zur Verfügung stehenden Zeit zu geben, daß der Nachweis, daß überhaupt ,eine Hausstands­
allein schon eine solche Faustregel ungefähr gründung 'g'eg,eben ist, in irgendeiner FOIllll 
zu einer solchen Größenordnung kommt. belegt wird. 

Die detaillierten Unterlagen werden dann Präsident: Zusatzfrage. Bitte, Herr Abgeord-

bei den Beratungen zur Verfügung stehen neter. 

und erörtert werden. 

Was aber die konkrete Frage anlangt, darf 
ich darauf verweisen, daß die Steuerinzidenz­
lehre, also jene Uberlegungen, die prüfen, 
wo letzten Endes eine Steuerlast landet, ge­
zeigt hat, daß hier die Frage sehr schwierig 
zu beantworten ist und daß sicherlich mit der 
einfachen Regel von direkten und indirekten 
Steuern diesbezüglich 'bestenfalls etwas 
Tendenzielles an Aussage zu gewinnen ist, 
wozu aber kommt, daß man ein Budget oder 
Teile seines Inhaltes nicht isoliert betrachten 
kann. Das gilt für eine einzelne Steuer, das 
gilt für Steuergruppen und das gilt für das 
ganze Steuersystem, weil den Entzugswirkun­
gen, also der Leistung der Steuerpflichtigen 
an das Budget gewissermaßen, entsprechende 
Zuführungswirkungen auf der Ausgabenseite 
gegenüberstehen. 

Zweifelsohne ist es so, daß man versuchen 
wird und daß die Tendenz international dahin 
geht, daß man ganz bestimmte Konsum­
bereiche und damit Ausgabenbereidle, die zu 
anderen Ausgabenbereichen, nämlich der 
öffentlichen Hand, eine besondere Beziehung 
haben, auch für deren Finanzierung heran­
ziehen wird. 

Präsident: 12. Anfrage : Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Broesigke (FPO) an den 
Herrn Bundesminister für F1inanz,en. 

151M 

Warum verlangen die Finanzbehärden bei 
erstmaliger Geltendmachung einer Hausstands­
gründung (z. B. in der Wohnung der Eltern) 
nach wie vor die Vorlage von Rechnungen 
über dafür getätigte Ausgaben ? 

Präsident: Ich bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Wü waren hemüht und 
sind es wei,terhin, dort, wo ,es möglich ist, 
di,e Dinge zu vler'einfachen. Das ist mit Wirk­
samkett 1 .  Jänner 1971  hinsichtlich des Nach­
weises der Hausstandsgründung erfolgt. Aller-

Abgeordneter Dr. Broesigke: Herr Bundes­
minister! Ich bin hier mit Ihnen derselben 
Meinung. Ich. möchte nur die Zusatzfrage 
daran knüpfen, ob Ihnen bekannt ist, daß die 
Finanzämter auch. dann, w,enn ,es sich um 
Personen handelt, die g,eheiratet haben, flech­
nungsmäßiig,e Nachweise v.erlang1en. 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Wenn Sie so 
einen Fall haben, Herr Abgeordneter, bin ich 
Ihnen sehr dankbar, weil das meinen Inten­
tionen nicht entsprechen würde. 

Präsident: Weitere Anfrage. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Dr. Broesigke: Ich. werde 
Ihnen, Herr Bundesminister, einen solchen Fall 
bekanntgeben und knüpfe dar an die Frage, 
ob Sie dann bereit sind, einen allgemeinen 
Erlaß herauszugeben, mit dem die Lohnsteuer­
stellen beziehungsweise Finanzämter darauf 
hingewiesen werden, daß diese Praxis, von 
Verheirateten Rechnungsbelege zu verlangen, 
seit dem 1 .  Jänner 1971 dem Willen des 
Gesetzgebers nicht mehr entspricht. 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Ich danke 
Ihnen dafür, daß Sie bereit sind, mir einen 
solchen Fall zu nennen. Ich werde das prüfen 
und erforderlichenfalls auch Ihrer Anregung 
nach einer entsprechenden erlaßmäßigen Wei­
sung Rechnung tragen. 

Präsident: 13. Anfrage: Herr Abgeordneter 
Dr. Neuner t{OVP) ,an den Herrn Bundes­
mini,ster für ,Finanzen. 

121M 

Angesichts Ihrer Ankündigungen, 15 Prozent 
der Ermessenskredite des laufenden Budgets 
zu binden, frage ich Sie, um wieviel Prozent die 
Ermessenskredite am Jahresende 1971 tat­
sächlich unterschritten werden. 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 
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Bundesminister Dr. Androscb: Herr Abge- ung,efähr 7,5 Pro�ent. Da,g w,ür,de ,also bedeu­
ordneter! Die Ig'eg,enständliche Bindung er- ten, .daß .nicht nur die von der OViP vorg,e­
fol.gte mit Jahresheginn 1 97 1  aus rkonjunk- schlagiene Lösung um 50 Prozent überschritten 

tUl'ellen Gründen im EiIllv,eLständnis aller ,worden ist ,  'sondern daß dies,e vorgeschlagene 
RegierungsmitgHed,er. Dies,e Bindung hatte Lösung auch durchaus 'lind völHg richtig war. 
vom Jahmsheginn ,an auf Grund der üb.eraus Ich frag,e Si.e daher in der erst!:en Zusaitz­
günstigen Konjunkturlag.e der östene:ichischen frage, HeTT Minist,er :  Wie ist diesle Wandlung, 
W:irtschaft ihrie Ber,echtigung. In .der letzten nämlich zunächst den Vorschlag dN OVP als 
Zeit!: läßt dile wirtschaftliche Entwicklung in nicht vertr,etbar zu beLieichnen, ,es aber dann 
interna.tional,er und auch öst,eneichischer Sicht

. doch als eine konjunkturpoliNsche Groß­
gewlisSie Abschwächungen erkennen. Leistung hinzusteHen, innerhalb weni,g,er Tage 

Auf Grund meines mündlichen Berkhtes an zustande gekommen? 
den Ministerrat vom 1 6. November 1971  hat 
mich lette Bundesre,gierung ermächtigt, bezüg­
lich dies:er ,Bindungen folg,ende Veranlassung 
zu treffen: 

"Uher die eine Hä1ft€ der hei den einz,elnen 
finanzg-esetzlichen Ansät:llen g'e,bundenen Be­
.träge kann ab sofor:t vIerfügt werden. Das 
:schließt nicht .aus , .daß die freig,egebenen Be­
träge oder TeiLe davon im Rahmen de:s Arti­
kleIs VII des Bundesfinanz'glesetzl€s 1972 ,einer 
Rücklage zugeführt werden. 

Uber di.e zweite HäUte der bei den ,einZielnen 
finanz,gesetzlichen Ansätz,en g,ebundellien Be­
träge kann im Jahr,e 1 97 1  nicht vIerfügt wer­
den, jedoch k,ann d1ese Hälfte, soweit die 
Vorauss,etzungen des Art1k,el,s VII .des BundJes­
finanzg,esetz'es 1 972 ,g,eg,eben sind, edner Rück­
lage zugeführt werden." 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter DDr. Neuner: Herr Bundes­
minister! Als d1e Osterreichische Volkspartei 
bei der Behandlung des Budgets 1 97 1  in ihrem 
Bedeckung,svorsc:hlag 'eine 5prozentige ,Kür­
zung der ErmeiSslenskr,edite einbaute , haben 
Sie d as abgelehnt. Ich darf hier di,e "Sozialisti­
sche Korrespondenz" vom 1 9. November 1 970 
zu Rate z:iehen: "Für nicht vertretba:r hielt 
Andro:sch auch die vorgeschlagenen Kürzun­
gen der Ermessenskr.edi't'e. "  

Herr Bundesminister l  Das 'hinderte Si,e ,aher 
nicht daran, wenig'e Ta,g,e spätler ,  im Dez,ember 
1 970, :schon 3 Prozent der Ermessenskr,edite 
zu kürzlen und im Frühjahr 1 971  für Ueglen­
schaftserw,erb und Bruttoinv'estition im Rah-
men der Anlaglensätze sowie für Investitions­
förderungsausgahen ,ein.e 1 5proz,enti,g:e Bin­
dung anzuordnen und dies als eine konjunk­
turpolitische Groß1eistung zu vIerkaufen. 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Androsch: Zuerst, sehr 
geehrter Herr Abgeordneter, möchte ich er­
widern, daß vor Ablauf eines Jahres nicht 
gesagt werden kann, um wieviel unterschrit­
ten wird. Ihre Frage bezieht sich nämlich nicht 
nur auf die 15 Prozent Bindungen, sondern 
auf sämtliche Ermessensausgaben. Nun han­
delt es sich bei den Ausgabeansätzen um 
Höchstbeträge, deren Verausgabung in der 
Ingerenz der einzelnen Ressorts liegt. Vor 
Jahresende kann ich daher auch nicht genau 
sagen, in welcher Weise die Höchstbeträge 
nicht ausgeschöpft wurden. 

Was die Bindungen betrifft, so ist es sicher­
lich richtig, daß die Hälfte von 15 Prozent 
71/2 Prozent bildet. Aber zurückkommend auf 
die konkrete Zusatzfrage darf ich darauf ver­
weisen, daß man j a  die Bedeckungsvorschläge 
Ihrer Fraktion als Ganzes sehen muß und 
daß sie zweifelsohne nicht den gewünschten 
Effekt erzielt hätten, wozu kommt, daß zum 
damaligen Zeitpunkt die konjunkturelle Ent­
wicklung des laufenden Jahres ungünstiger 
beurteilt wurde, als sie tatsächlich eingetreten 
ist. Ansonsten wäre ja nicht erklärlich, daß 
in zwei Revisionen das Institut für Wirt­
schaftsforschung sowohl im Juni wie im Sep­
tember dieses Jahres die Jahresprognose nach 
oben hinaufgesetzt hat. 

Eine Bindung ist mit einer Kürzung des-
wegen nicht vergleichbar, weil das ein Instru-
ment ist, sehr geehrter Herr Abgeordneter, 
das ja dem Finanzminister nur über das Jahr, 
aber nicht endgültig die Möglichkeit gibt, den 
Budgetvollzug zu beeinflussen. Um aber hier 
nicht vor vollendeten Tatsachen zu stehen, 
wurde diese Bindung ausgesprochen und in 
Aussicht gestellt, zu gegebenem Zeitpunkt zu 
prüfen, ob diese Bindungen aufrechterhalten 

H'err Bundesminister I Sie haben die Fragle, werden sollen beziehungsweise mit Regie­
die ich g,estellt habe, nicht beantwortet, näm- rungsbeschluß in eine Kürzung verwandelt 
lich um w.1eviel Proz,ent die Ermess.enskmdite werden sollen oder nicht. Im Lichte der kon­
am Ende des Jahres 1 971  tatsächlich unter- junkturellen Beurteilung im November dieses 
schrrtten weriden. Hier hätte es ZaMen und Jahres sind daher die Entscheidungen gefal­
nicht Worte bedurft. Ich heredme hier das, len, die man sicherlich ein Jahr zuvor nicht 
was endgültig gekürzt werden würde, mit abschätzen konnte. 
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Präsident: Zweite Zusatzfrage. Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter DDr. Neuner: Herr Bundes­
ministerl Das änder.t aber nichts daran, daß 
Ste dals, was Sie 'als Vorschlag der OVP für 
nicht v.ertretbar angesehen halben, dann selbst 
g,emacht haben. 

Ich fr,ag·e Sie .a:ber in .einer we:iterien Zusatz­
frag,e :  Werden Si,e das z,ehnj ährig,e InViesti­
tionsprogramm der Bundesr,eglLerung, das Sie 
in der abgielaufenen Gesetzgebungsperiode 
vorgeleg,t haben und 'das durch Ablauf der 
Ges'etzg'ehungsperiode 'hinfällig .g,ewortden ist, 
in unveränder;ter Form in dieser Gesetz­
g,ebungsperiode wi,eder vorleglen? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Androsdt: Ich habe zum 
Investitionsprogramm immer erklärt, daß hier 
eine jährliche Revision in Aussicht genommen 
ist. Ich habe bereits den Auftrag gegeben, an 
einer solchen Revision zu arbeiten, und sobald 
diese Arbeiten abgeschlossen sind, wird ein 
revidiertes Programm dem Hohen Haus zuge­
leitet werden. 

Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
schaft 

Präsident: Anfrage 14: Anfrage des Herrn 
Abgeordneter Egg (SPO) an den Herrn Bun­
desminister für Land- und Porstwirtschaft. 

24jM 
Sind Importgenehmigungen vom Bundes­

ministerium für Land- lllld Forstwirtschaft 
für Obst und Gemüse zu erwarten, um die 
saisonal bedingte angespannte Lage auf dem 
Preissektor für diese Produkte zu entspannen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs: Herr Abge­
ordneter ! Für Weintrauben, Zwetschken, Pfir­
siche, Ringlotten und Birnen wurden bereits 
mengenmäßig nicht beschränkte Importbewilli -
gungen erteilt. Darüber hinaus ist selbstver­
ständlich die Einfuhr von Orangen, Bananen 
und ähnlichen Zitrusfrüchten vollständig 
liberalisiert. Für den Import von Äpfeln wer­
den kurzfristige Importbewilligungen erteilt, 
wenn sich die Notwendigkeit hiezu ergibt. 
Auch die Einfuhr von Gemüse ist weitgehend 
ohne Beschränkung möglich. So wurden für 
Tomaten, Paprika, Gurken, Erbsen, Fisolen 
und Spinat bereits unbeschränkte Einfuhr­
genehmigungen erteilt. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Egg: Herr Bundesminister! Es 
ist bekannt, daß wir heuer bedauerlicherweise 
auf dem Sektor des Gemüses und des Obstes 
teilweise höhere Preise haben als im Vorjahr. 
Auf Grund dieser Tatsache möchte ich Sie zu­
sätzlich fragen, ob etwa auf dem Gebiete der 
Einfuhr von Birnen, auf dem Gebiete der 
Einfuhr von Kartoffeln auch daran gedadlt ist, 
Erleichterungen zu gewähren und Import­
genehmigungen zu erteilen. 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter !  Ich darf darauf hinweisen, daß 
nach den Marktberichten der Stadt Wien die 
Preise von Obst und Gemüse derzeit etwa in 
der gleichen Höhe sind wie im Vorjahr. Sie 
wissen, daß durch die Trockenheit auch im 
Ausland das Angebot geringer geworden ist 
und die Preise dementsprechend gestiegen 
sind. 

Was besonders Tirol und Vorarlberg anbe­
langt, so können dort im Rahmen des 
Accordino 8500 t frisches Obst und 3000 t 
frisches Gemüse eingeführt werden. Unter 
diesem frischen Obst sind beispielsweise 
5000 t Tafeläpfel, der Rest kann in Birnen 
importiert werden. 

Präsident: 1 5. Anfrage : Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Koller (OVP) an den Herrn 
Bundesminister für Land- :und ForstwiItschaft. 

42jM 

Nachdem einigen Landeslandwirtschafts­
kammern - darunter auch der steirischen -
von verschiedener Seite, so auch von Ihnen. 
Herr Minister, der Vorwurf gemacht wurde, sie 
hätten die TreibstofIbeihilfe an die Bauern 
nicht ausbezahlt, frage ich Sie, Herr Minister, 
ob Sie sich z. B. von der steirischen Kammer die 
buchungsmäßigen Unterlagen als Beweis für die 
Beschuldigung haben geben lassen. 

Präsident: Ich bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter Koller! Vor,erst möchte ich flest­
st.ellen, daß der v.orwurf unrichtig ist, daß ich 
erklärt häUe, daß die Tr,eibstoffvlefibilHgung 
an di,e Bauern nicht ausbezahLt wird, sond,ern 
ich habe ,g,esagt, daß .sich die Auszahlrung z.eitt­
lich s,ehr ver,z,ögert und daß man eine sehr 
Ibeachtliche Zeit braucht, um diJe Tr·eibs,toff­
verbilLi:g.ung 'aus.zuzahJ.en. 

Zum zweiten: Mein Ressort hat selbstver­
Is'tändlicherweise be,rechtLgtes Int,er,esse dar,an, 
den Zeitpunkt der Aus'zahlung der Mi'ttel für 
die TreibstoffVlerhilligung durch di,e Landwirt­
schaftskammern in Er,fahrung ZJU bring,en. Zu 
diesem :z.weck ,erfolglen in der Reg·el f,ern­
mündLiche Rückfrag;en bei den Int,er,essen­
vertr,etun.gen. Eine besondelle V,erpflichtung 
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Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs 

der Kammern zur Beweisführung mit 
Buchungsunterlagen habe ich 1m konkreten 
Fall nicht für ,erforderlich ,g,ehaloteu, da e,ine 
obJektive Zusammenarbeit zwischen Mini­
sterium und Kammern erwartet werden kann 
und die Geharung mit den Förderungsmitteln 
der Kontrolle und Uberprüfrung durch mein 
Ressort unter.He.gt. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Ich bitte, Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Koller: Herr Minister ! Ich 
nehme ganz gerne zur Kenntnis, daß Sie auf 
dem Standpunkt stehen, daß eine objektive 
Zusammenarbeit zwischen Interessenver­
tretung und Kammern für Sie eine Selbst­
verständlichkeit ist. Ich möchte nur hinzu­
fügen, daß das natürlich keine einseitige 
Sache sein kann, sondern nur eine Sache ist, 
die beide betrifft beziehungsweise von beiden 
gepflegt werden muß. 

Nun haben sich aber in letzter Zeit eine 
Vielzahl von Beschuldigungen ergeben, 
denen - um ein modernes Wort zu gebrau­
chen - sozusagen die Transparenz fehlt, weil 
es sehr schwer ist, an den Ausgangspunkt 
dieser Beschuldigungen zu gelangen. So wurde 
zum Beispiel, wie mir als Mitglied des Kon­
trollausschusses der Landeskammer Steier­
mark bekannt ist, noch im November behaup­
tet, daß von den 83 Millionen Schilling an 
Treibstoffvergütung für die Bauern in Tirol, 
Kärnten und Steiermark kein Groschen aus­
bezahlt worden sei. In Tirol sind es 
18.000 Fälle und in der Steiermark 50.000 
Fälle, in denen, nachdem das Geld wie zum 
Beispiel in der Steiermark Mitte Juli einge­
langt war, die Treibstoffbeihilfe Ende August 
ausbezahlt war. Auch der Herr Bundeskanzler 
hat noch am 8. November in einem Presse­
gespräch gesagt, daß er keinen Grund habe, 
diese Vorwürfe zurückzunehmen, bevor er 
nicht anders informiert sei ; seine Informatio­
nen habe er vom Herrn Landwirtschaftsmini­
ster. 

Nun sind all diese Dinge letzten Endes dazu 
angetan, ein völlig falsches Bild entstehen zu 
lassen. Ich möchte Sie daher, Herr Bundes­
minister, bitten, mir die Frage zu beantworten, 
ob Sie nicht der Meinung sind, daß es im 
Interesse der weiteren guten Zusammenarbeit 
notwendig sei, hier ein echtes klärendes Wort 
gerade von Ihrer Stelle aus als Ressortminister 
zu sagen. 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs : Herr 
Abgeordneter Koller! Ich bin ganz Ihrer Mei­
nung und stimme mit Ihnen überein, daß man 
sich für die Zukunft andere Auszahlungs-

modalitäten überlegen muß, damit die Bauern 
nicht zwei Monate und länger auf die Treib­
stoffvergütung warten müssen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Koller: Herr Bundesminister ! 
Es ist, um es noCb, einmal zu wiederholen, 
durch diese Kampagne sehr viel Porzellan zer­
schlagen worden. Einerseits ist die Zusammen­
arbeit der Sozialpartner in Frage gestellt, 
andererseits ist die Arbeit zwischen dem 
Ministerium und den Interessenvertretungen 
in ein Spannungsfeld, in ein gespanntes Klima 
geraten, das sich sicherlich nicht zum Vorteil 
aller daran Beteiligten auswirken wird. 

Ich möchte Sie fragen, Herr Bundesminister : 
Glauben Sie nicht, daß die Entwicklungen, 
die sich daraus ergeben können, zu weit­
tragend sind, nicht nur für die Landwirtschaft, 
sondern auch für die ganze Volkswirtschaft, 
wenn man kein klärendes Wort sagt und 
wenn nicht eine kompetente Stelle - nachdem 
von Ihrer Seite den Interessenvertretungen 
keine neuen Auszahlungs- und Zinsen­
verwendungsmodalitäten bekanntgegeben 
worden sind -, wenn nicht Sie, Herr Minister, 
bereit sind, sich von diesen Dingen zu distan­
zieren? Ich frage Sie daher: Sind Sie bereit, 
um diese für alle Beteiligten unangenehme 
und unwürdige Sache aus der Welt zu 
schaffen, sich hier öffentlich davon zu distan­
zieren? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter! Ich habe diese Situation nicht 
hervorgerufen. (Abg. K 0 1 1  e r: Wer sonst?) 
Ich habe diese Situation nicht hervorgerufen, 
sondern ich habe mitgeteilt, daß zum Beispiel 
am 12. Juli 197 1  von meinem Ressort ein 
Betrag von über 48 Millionen Schilling für die 
Stei�rmark überwiesen wurde. Das wurde von 
unserem Postscheckkonto am 13 .  Juli abge­
bucht. Sie können sich selbst ausrechnen, an 
welchem Tag dieser Betrag bei der Land­
wirtschaftskammer eingetroffen sein muß. 

Ich habe erst vor wenigen Tagen Uber­
weisungsscheine aus dem Bezirk Liezen erhal­
ten, wonach die Uberweisung an den einzel­
nen Produzenten oder Bauern erst Anfang 
Oktober erfolgte. (Hört! Hör tl-Rufe bei der 
SPO.) 

Ich will also hier nicht die Frage stellen, 
wo dieser Fehler liegt. Nur wenn man der 
Wahrheit die Ehre geben will, dann muß man 
diese Dinge ebenfalls mit ins Kalkül ziehen 
und vielleicht dort den Fehler suchen, wo er 
eingetreten ist. (Beifall bei der SPO.) Nachdem 
in anderen Bezirken die Vergütung in der 
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Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs 

Gewährung von Abgabenfreiheit für Fern­
meldeanlagen im Grenzgebiet (1 1 der Bei­
lagen) ; 

Steiermark - wir sprechen jetzt von der 
Steiermark - bereits Mitte oder gegen Ende 
September erfolgte, müssen die Fehler anders­
wo liegen als in meinem Ressort. (Beifall bei 
der SPO. - Zwischenruie.) 

Zolla!bkommen über die vorübergehende 
Einfuhr von wissenschaftlichem Gerät ( 12  der 

Präsident: Die 60 Minuten der Fragestunde Beilagen) ; 
sind abgelaufen. Somit ist die Fragestunde 
beendet. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Den in der letzten Sitzung ein­
gebrachten Antrag 4/ A der Abgeordneten 
Dr. König und Genossen betreffend die Ein­
setzung eines parlamentarischen Unter­
suchungsausschusses . gemäß § 33 Abs. 1 der 
Geschäftsordnung des Nationalrates weise ich 
dem Justizausschuß zu. 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
betreffend die Förderung der Finanzierung von 
Entwicklungs- und Erneuerungsinvestitionen 
geändert wird (13 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Zuckergesetz 
geändert wird ( 14  der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Stärkegesetz ge­
ändert wird ( 15  der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem d as Ausgleichs­
abgabegesetz geändert wird (16 der Beilagen) ; 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Abge- Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 

ordneten Dr. Fiedler, um die Verlesung des betreffend eine Abgabe auf bestimmte 

Einlaufes. Stärkeerzeugnisse geändert wird ( 17  der Bei­
lagen) ; 

SChriftführer Dr. Fiedler: Vom Herrn Bun-
deskanzler ist nachstehendes Schreiben an den Bundesgesetz, mit dem das Zolltarifgesetz 

Herrn Präsidenten des Nationalrates einge- 1 958 neuerlich geändert wird (7. Zolltarif-

langt: gesetznovelle) ( 18  der Beilagen) ; 

Empfehlung vom 9. Juni 1970 des Rates 
für die Zusammenarbeit auf dem Gebiete des 
Zollwesens hinsichtlich der Änderung des 
Zolltarifschemas für die Einreihung der Waren 
in die Zolltarife ( 19  der Beilagen) ; 

Bundesgesetz über Nebengebührenzulagen 
der Bundesbeamten des Ruhestandes, der 
Hinterbliebenen und Angehörigen (Neben­

den Bundesminister für Land- und Forstwirt- gebührenzulagengesetz) (20 der Beilagen) ; 
schaft Dip1.-Ing. Dr. Oskar Weihs mit dessen 

"Der Herr Bundespräsident hat mit Ent­
schließung vom 1 1 . Nov·ember 1971 ,  Z1. 1 1 .373/ 
7 1 ,  über meinen Antrag gemäß Artikel 73 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 für die Dauer der zeitweiligen Ver­
hinderung des Bundesministers für Handel, 
Gewerbe und Industrie Dr. J osef Staribacher 
in der Zeit vom 15. bis 18.  November 197 1  

Vertretung betraut. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Kreisky" 

Präsident: Dient zur Kenntnis. 

Bundesgesetz, mit dem das Umsatzsteuer­
gesetz 1 959 geändert wird (21 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem die deutsche Uber­
setzung des Ubereinkommens zur Errichtung 
der Europäischen Freihandelsassoziation abge­
ändert wird (5 . EFTA-Durchführungsgesetz) 
(22 der Beilagen) i 

ICh ersuche um die weitere Verlesung des Bundesgesetz, mit dem die Liste XXXII -

Einlaufes. 
. 

Osterreich zum Allgemeinen Zoll- und Han-
delsabkommen (GATT) abgeändert wird 

Schriftführer Dr. Fiedler: Von der Bundes- (23 der Beilagen) ; 
regierung sind folgende Regierungsvorlagen 
eingelangt: Bundesgesetz, mit dem das Zolltarifgesetz 

1958 neuerlich geändert wird (8. Zolltarif­
Bundesgesetz, mit dem das Weingesetz 1961  gesetznovelle) (24 der Beilagen) ; 

geändert wird (2. Weingesetznovelle 1971 )  
(9  der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Preisregelungs­
gesetz 1957 geändert wird (25 der Beilagen) i 

Bundesgesetz, mit dem das Strafvollzugs­
gesetz geändert wird (Strafvollzugsgesetz­
novelle 197 1 )  (26 der Beilagen) i 

Bundesgesetz, mit dem weitere Uberschrei­
tungen von Ansätzen des Bundesfinanz­
gesetzes 1971 genehmigt werden (2. Budget­
überschreitungsgesetz 1 97 1 )  (10 der Beilagen) ; 

Vertrag zwischen der Republik Osterreich 
Vertrag zwischen der Republik Osterreich und der Europäischen Organisation zur Siche­

und der Bundesrepublik Deutschland über die rung der LufUahrt "Eurocontrol" über die 
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Schriftführer 

Einhebung von Flugsicherungsstreckengebüh­
ren (27 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem die Geltungsdauer 
des Lastverteilungsgesetzes 1952 neuerlich 
verlängert wird (28 der Beilagen) i 

Bundesgesetz, mit dem das Wohnbau­
förderungsgesetz 1 968 geändert wird (29 der 
Beilagen) ; 

Bundesgesetz betreffend Flugsicherungs­
streckengebühren (39 der Beilagen) . 

Präsident: Die vom Herrn Schriftführer 
soeben zur Verlesung gebrachten Vorlagen 
werde ich gemäß § 41 Abs. 4 der Geschäfts­
ordnung in der nächsten Sitzung zuweisen. 

Das Ersuchen des Strafbezirksgerichtes 
Wien um Aufhebung der Immunität des Abge­
ordneten zum Nationalrat Dr. Bruno Kreisky 
wegen Ubertretung gegen die Sicherheit der 
Ehre weise ich dem Immunitätsaussmuß zu. 

Die n ä c h s t e  Sitzung des Nationalrates 
berufe ich für heute, Mittwoch, den 17 .  Novem­
ber 1 97 1 ,  um 1 0  Uhr 20 Minuten mit der 
Tagesordnung: Erste . Lesung der Regierungs­
vorlage betreffend das Bundesfinanzgesetz für 
das Jahr 1 972 (2 der Beilagen), ein. 

Eine Fragestunde findet nicht statt. 

Die Sitzung ist g e  s c h I  0 s s e n. 

SchluJ3 der Sitzung : 10 Uhr 10 Minuten 

_________________________________ . _  . .  , '"_._ . .  , . ...•.•. n .,_ 

österreichische Staatsdruckerei L6 1 42051 
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